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Vorgehen und Rechtsweg bei einer öffentlichen Schule 

In den meisten Fällen – und soweit zumutbar – lohnt es sich, parallel zu rechtlichen Abklärungen (bzw. gestützt auf 

diese) das Gespräch mit den beteiligten Personen und Stellen zu suchen. 

Bei rassistischer Diskriminierung an der Schule sollte zunächst umgehend die Schulleitung informiert werden. Um 

rechtlich erfolgreich gegen diskriminierende Bewertungen der schulischen Leistungen vorzugehen, muss die 

diskriminierende Handlung mit Zeuginnen oder Zeugen und/oder anderen Beweisen nachgewiesen werden können. 

 Das kann sich als schwierig erweisen, denn die für die Bewertung zuständigen Personen (Lehrpersonen, 

Schulkommissionen) verfügen über einen grossen Ermessensspielraum. 

Allgemeine Empfehlung: Es ist ratsam, bereits von Anfang an möglichst viele Beweise zu sammeln (etwa 

Schriftenverkehr, Gesprächsnotizen, Adressen von allfälligen Zeuginnen und Zeugen). Entsprechenden Stellen sollten 

ausgedruckt und schriftliche Beweismittel gesichert werden. Vorsicht: Versteckte Ton- oder Videoaufnahmen sind 

strafbar und unterliegen einem Beweisverwertungsverbot! 

Mögliche Vorgehensweisen 

Ordentliches Verwaltungsverfahren (Beschwerde, die im entsprechenden Schulrecht 

vorgesehen ist) 

Bei diskriminierenden Schulzuweisungs- und Schulübertrittsentscheiden sollte eine schriftliche Begründung verlangt 

werden. Diese kann zur Neubeurteilung über den ordentlichen Verwaltungsbeschwerdeweg angefochten werden. 

Diskriminierende Einzelbenotungen können in der Regel nicht mittels Verwaltungsbeschwerde angefochten werden. 

Hingegen kann ein Schulzeugnis dann angefochten werden, wenn es für das Bestehen eines Abschlusses (etwa die 

Matura), für den Erwerb eines Diploms oder für die Berechtigung, eine weitere Ausbildung anzutreten, ausschlaggebend 

ist. 

Das Verfahren und die Rechtsmittel variieren je nach Behörde, Rechtsgebiet und Gemeinwesen. Fristen und 

Formvorschriften sind zu beachten. Rechtsberatungsstellen im entsprechenden Kanton können dazu Auskunft geben. 

Eine allfällige Genugtuungszahlung muss auf dem Weg der Staatshaftungsklage eingefordert werden. 

Aufsichtsbeschwerde 
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Jede (d.h. nicht nur die direkt betroffene) Person kann eine Aufsichtsbeschwerde einreichen – in der Regel bei 

derjenigen Instanz, die der fraglichen Organisation übergeordnet ist. Die Aufsichtsbeschwerde ist weder frist- noch 

formgebunden. Im Gegensatz zur Verwaltungsbeschwerde braucht es hier auch keine vorgängige Verfügung. Die 

Aufsichtsbehörde ist nicht verpflichtet, auf die Beschwerde einzutreten, und sie tut dies normalerweise nur bei 

wiederholten Rechtsverletzungen. Es kann aber davon ausgegangen werden, dass bei Verdacht auf rassistische 

Handlungen einer Behörde ein ernsthaftes öffentliches Interesse vorliegt, den oder die Vorfälle zu untersuchen. Die 

Aufsichtsbeschwerde ist vor allem dann angebracht, wenn kein anderes Rechtsmittel Erfolg verspricht und wiederholte 

Rechtsverstösse vorliegen. Hinweis: Allfällige Fristen werden durch eine Aufsichtsbeschwerde nicht unterbrochen! 

Staatshaftungsklage (Haftung des Staats für rassistische Handlungen durch 

Verwaltungsträger) 

Das Verantwortlichkeitsverfahren ist nur dann anzustreben, wenn tatsächlich ein materieller (z.B. Nichterhalt einer 

Lehrstelle) oder immaterieller Schaden (Persönlichkeitsverletzung) nachgewiesen werden kann. Bund, Kantone und 

Gemeinden kennen jeweils unterschiedliche Regelungen. Die Höhe einer allfälligen Genugtuungszahlung bemisst sich 

nach dem Schweregrad der Verletzung und nach dem Verschulden der Tatperson. Sie ist in der Regel aber nicht höher 

als einige 100 Franken. Weiterführende Informationen zur Staatshaftung. 


